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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Außenwirtschaftsgesetzes 

(Gesetzentwurf der Fraktionen der SPD, FDP) 


A. Problem 

Die internationale Währungssituation macht es erforderlich, 
ein zusätzliches Instrument zur Abwehr schädigender auslän- 
discher Geld- und Kapitalzuflüsse in das Bundesgebiet zu 
schaffen. Ein solches Instrument entspricht den Vorstellungen 
der Europäischen Gemeinschaften, Der Ministerrat hat mehr- 
fach darauf gedrängt, daß die Mitgliedstaaten geeignete Maß- 
nahmen ergreifen, um destabilisierende Kapitalzuflüsse zu ent- 
mutigen. 


B. Lösung 

Die aus dem Ausland kommende Liquiditätsvermehrung soll in 
der Weise eingedämmt werden, daß Gebietsansässige, insbe- 
sondere Nicht-Banken, einen bestimmten Vom-Hundert-Satz 
des Betrages der Verbindlichkeiten aus den von ihnen bei Ge- 
bietsfremden aufgenommenen Darlehen oder sonstigen Kredi- 
ten während eines bestimmten Zeitraums zinslos auf einem 
Konto bei der Deutschen Bundesbank zu halten haben. 


C. Alternativen 

werden nicht vorgeschlagen. Die vorgesehene marktwirtschaft- 
liche Lösung vermeidet es, den grenzüberschreitenden Geld- 
und Kapitalverkehr durch Genehmigungserfordernisse oder 
Verbote zu beschränken. 


D. Kosten 

Die Ausführung des Gesetzes und der entsprechenden Rechts- 
verordnungen wird geringe, im einzelnen nicht kalkulierbare 
zusätzliche Sach- und Personalkosten bei der Deutschen Bun- 
desbank und der Bundesfinanzverwaltung mit sich bringen. 
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Antrag 

der Fraktionen der SPD, FDP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Außenwirtschaftsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Außenwirtschaftsgesetz vom 28. April 1961 
(Bundesgesetzbl. I S. 481), zuletzt geändert durch 
Artikel 3 des Gesetzes zur Änderung des Durch- 
führungsgesetzes EWG Getreide, Reis, Schweine- 
fleisch, Eier und Geflügelfleisch sowie des Zucker- 
gesetzes vom 30. Juli 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 874), 
wird wie folgt geändert: 

1. In § 1 wird in Absatz 1 Satz 2 das Wort „Be- 
schränkungen" durch das Wort „Einschränkun- 
gen" ersetzt. 

2. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift werden die Worte „und 
Handlungspflichten" angefügt. 

b) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 an- 
gefügt: 

„(4) Soweit nach diesem Gesetz selbstän- 
dige Handlungspflichten begründet werden 
können, gelten die Absätze 2 und 3 entspre- 
chend." 

3. Nach § 6 wird folgender § 6 a eingefügt: 

„§ 6 a 

Abwehr schädigender Geld- und Kapitalzuflüsse 
aus fremden Wirtschaftsgebieten 

(1) Wird die Wirksamkeit der Währungs- 
und Konjunkturpolitik durch Geld- und Kapital- 


zuflüsse aus fremden Wirtschaftsgebieten derart 
beeinträchtigt, daß das gesamtwirtschaftliche 
Gleichgewicht gefährdet ist, so kann durch 
Rechtsverordnung vorgeschrieben werden, daß 
Gebietsansässige einen bestimmten Vom-Hun- 
dert-Satz der Verbindlichkeiten aus den von 
ihnen bei Gebietsfremden aufgenommenen Dar- 
lehen oder sonstigen Krediten während eines 
bestimmten Zeitraums zinslos auf einem Konto 
bei der Deutschen Bundesbank zu halten haben 
(Depotpflicht). Als Kredite im Sinne von Satz 1 
gelten alle Rechtsgeschäfte und Handlungen, die 
wirtschaftlich eine Kreditaufnahme darstellen. 
Zweigniederlassungen und Betriebsstätten ge- 
bietsfremder Unternehmen im Wirtschaftsgebiet 
werden im Verhältnis zum Unternehmen und zu 
anderen Zweigniederlassungen und Betriebsstät- 
ten des Unternehmens im Rahmen der Depot- 
pflicht als rechtlich selbständig behandelt. 

(2) Absatz 1 Satz 1 gilt nicht für Verbindlich- 
keiten, für die Mindestreserven bei der Deut- 
schen Bundesbank unterhalten werden müssen. 

(3) Durch Rechtsverordnung wird bestimmt, 
welche Arten von Verbindlichkeiten, die in un- 
mittelbarem Zusammenhang mit der handelsüb- 
lichen Abwicklung von Waren- und Dienstlei- 
stungsgeschäften zwischen Gebietsansässigen 
und Gebietsfremden stehen, von der Depotpflicht 
ausgenommen werden. Weitere Verbindlichkei- 
ten können durch Rechtsverordnung von der 
Depotpflicht ausgenommen werden, soweit hier- 
durch eine Gefährdung der nach Absatz 1 Satz 1 
zu wahrenden Belange nicht zu erwarten ist. 

(4) Die Höhe des in Absatz 1 Satz 1 genann- 
ten Vom-Hundert-Satzes (Depotsatz) wird jeweils 
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durch Rechtsverordnung festgelegt. Der Depot- 
satz darf fünfzig nicht überschreiten. 

(5) Der Depotpflichtige kann die zur Erfüllung 
seiner Depotpflicht bei der Deutschen Bundes- 
bank eingezahlten Beträge nicht zurückverlan- 
gen und den Rückzahlungsanspruch nicht über- 
tragen, solange seine Depotpflicht besteht." 

4. § 26 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden in Nummer 3 das Wort 
„oder" durch ein Komma, in Nummer 4 der 
Punkt durch das Wort „oder" ersetzt und 
folgende Nummer 5 angefügt: 

„5. die Durchführung und Einhaltung einer 
auf Grund des § 6 a Abs. 1 Satz 1 vorge- 
schriebenen Depotpflicht zu gewährlei- 
sten." 

b) In Satz 2 werden nach dem Wort „sind" die 
Worte „in den Fällen des Satzes 1 Nr. 1 bis 4" 
eingefügt. 

5. § 27 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Die Bundesregierung kann die Ermächtigung 
zum Erlaß von Rechtsverordnungen nach § 6 a 
Abs. 4 Satz 1 auf die Deutsche Bundesbank 
mit der Maßgabe übertragen, daß Rechtsver- 
ordnungen der Deutschen Bundesbank nur im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Wirtschaft und Finanzen ergehen." 

b) In Absatz 2 Satz 4 werden nach den Worten 
„keine Anwendung" die Worte „auf Rechts- 


verordnungen nach § 6 a Abs. 4 Satz 1 und" 
eingefügt. 

6. Nach § 28 wird folgender § 28 a eingefügt: 

„§ 28 a 

Heranziehung zur Depotpflicht 

(1) Kommt ein nach § 6 a der Depotpflicht 
Unterliegender seiner Verpflichtung aus einer 
auf Grund des § 6 a erlassenen Rechtsverord- 
nung nicht nach, so wird er von der Deutschen 
Bundesbank durch Bescheid zur Erfüllung seiner 
Verpflichtung herangezogen. Für die Vollstrek- 
kung des Bescheides finden die §§ 1 bis 5 
des Verwaltungs-Vollstreckungsgesetzes vom 
27. April 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 157) ent- 
sprechende Anwendung. 

(2) Widerspruch und Anfechtungsklage gegen 
den in Absatz 1 Satz 1 genannten Bescheid ha- 
ben keine aufschiebende Wirkung." 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Uberleitungsgesetzes. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am in Kraft. 


Bonn, den 19. Oktober 1971 


Wehner und Fraktion 

Freiherr von Kühlmann-Stumm und Fraktion 
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Begründung 


I. 

Durch den Gesetzentwurf soll der Bundesregierung 
ein neues Instrument zur Abwehr schädigender aus- 
ländischer Geld- und Kapitalzuflüsse in die Hand ge- 
geben werden. Die Bundesregierung wird hiernach 
ermächtigt, einen Teil dieser Zuflüsse stillzulegen, 
wenn die Wirksamkeit der Währungs- und Kon- 
junkturpolitik durch die aus dem Ausland herrüh- 
rende Liquiditätsvermehrung derart beeinträchtigt 
wird, daß das gesamtwirtschaftliche Gleichgewicht 
im Bundesgebiet gefährdet ist. Die Stillegung ge- 
schieht in der Weise, daß Gebietsansässigen zur 
Pflicht gemacht wird, einen bestimmten Vom-Hun- 
dert-Satz der Verbindlichkeiten aus den von ihnen 
bei Gebietsfremden aufgenommenen Darlehen oder 
sonstigen Krediten während eines bestimmten Zeit- 
raums zinslos auf einem Konto bei der Deutschen 
Bundesbank zu halten (Depotpflicht). 

II. 

Der Entwurf ist im Zusammenhang mit den Auswir- 
kungen internationaler Geld- und Kapitaltransaktio- 
nen auf eine stabilitätsorientierte Wirtschaftspolitik 
zu sehen. Die wachsende Verflechtung des deutschen 
Geld- und Kapitalmarktes mit ausländischen und 
internationalen Finanzmärkten, die steigende Be- 
deutung von multinationalen Unternehmen sowie 
der leichtere Zugang zu ausländischen Finanzmärk- 
ten für inländische Unternehmen haben dazu ge- 
führt, daß die Unternehmen unter Ausnutzung von 
Zinsdifferenzen zwischen den deutschen und aus- 
ländischen Märkten umfangreiche Finanztransaktio- 
nen vorgenommen haben. Die dadurch hervorgerufe- 
nen Geld- und Kapitalzuflüsse können eine unter 
bestimmten konjunkturellen Gegebenheiten gebo- 
tene restriktive interne Währungs- und Konjunktur- 
politik weitgehend wirkungslos machen. Soweit sol- 
che Zuflüsse über den Bankensektor erfolgen, kann 
ihr Umfang bereits durch das Instrument der Min- 
destreservehaltung (vgl. § 16 des Gesetzes über die 
Deutsche Bundesbank) in gewissen Grenzen gehal- 
ten werden; unbeeinflußbar war aber bisher der 
Nichtbankensektor. 

Angesichts der im Laufe des Jahres 1970 bis zum 
Mai 1971 eingetretenen starken Geld- und Kapital- 
zuflüsse blieb der Bundesregierung als einzig wirk- 
same Waffe zur außenwirtschaftlichen Absicherung 
das seit dem 10. Mai 1971 praktizierte System der 
freien Wechselkursbildung. Der Minnisterrat der 
Europäischen Gemeinschaften zeigte in seinem Kom- 
munique vom 9. Mai 1971 Verständnis für diesen 
Schritt, forderte jedoch gleichzeitig die Mitglied- 
staaten auf, die wechselkurspolitische Aktion durch 
geeignete Maßnahmen zu verstärken, „um die über- 
mäßigen Kapitalzuflüsse zu entmutigen und deren 
Auswirkungen auf die innere monetäre Situation 
zu neutralisieren". 


Am 2. Juli 1971 befaßte sich der Ministerrat mit 
einem von der Kommission der Europäischen Ge- 
meinschaften vorgelegten Entwurf einer Richtlinie 
zur Steuerung der internationalen Finanzströme und 
zur Neutralisierung der unerwünschten Wirkungen 
auf die binnenwirtschaftliche Liquidität. Der Entwurf 
sah u. a. Vorkehrungen für die „Regulierung der 
nicht mit Handelsgeschäften oder der Erbringung 
von Dienstleistungen verbundenen Kreditaufnahme 
von Gebietsansässigen im Ausland" vor. Die Bun- 
desregierung kündigte daraufhin als eigenen Bei- 
trag zu einer gemeinschaftlichen Politik auf diesem 
Gebiet ihre Bereitschaft zur Einführung einer De- 
potpflicht für Kreditaufnahmen im Ausland an. 

Das Kabinett erließ aufgrund dieser Ankündigung 
am 21. Juli 1971 einen Beschluß, mit dem der Bun- 
desminister für Wirtschaft und Finanzen beauftragt 
wurde, „einen Gesetzentwurf vorzubereiten, nach 
dem ein jeweils zu bestimmender Teil der Geld- und 
Kapitalzuflüsse aus dem Ausland unverzinslich als 
Guthaben auf einem Konto bei der Deutschen Bun- 
desbank zu halten ist". Dieser Beschluß zielte aus- 
drücklich darauf ab, die Depotpflicht unter Aus- 
schöpfung aller verfassungsrechtlichen Möglichkei- 
ten rückwirkend zu begründen. Danach können auch 
alle Verbindlichen erfaßt werden, die vor Verkün- 
dung der Rechtsverordnung entstanden sind, sofern 
sie nicht auf einem vor dem 21. Juli 1971 einge- 
gangenen Rechtsgeschäft beruhen. 

Die Auffassung der Europäischen Gemeinschaften 
in dieser Frage wurde durch die Verlautbarung des 
Ministerrats vom 13. September 1971 bekräftigt, 
mit der sich der Rat dafür aussprach, daß das rei- 
bungslose Funktionieren eines reformierten inter- 
nationalen Währungssystems voraussetze, „daß 
Maßnahmen im Bereich der internationalen Kapital- 
bewegungen ergriffen werden. Diese könnten eine 
begrenzte Erweiterung der Bandbreiten für die 
Wechselkursschwankungen umfassen, um die Wir- 
kungen von Zinsdifferenzen zu beseitigen, sowie 
geeignete Maßnahmen, um destabilisierende kurz- 
fristige Kapitalströme zu entmutigen". 

III. 

Der vorliegende Gesetzentwurf sieht für die Ein- 
dämmung übermäßiger Geld- und Kapitalzuflüsse 
aus dem Ausland eine marktwirtschaftliche Lösung 
vor. Die Freiheit der Unternehmen und Privatperso- 
nen, Kredit im Ausland aufzunehmen, bleibt weiter- 
hin unangetastet. Kreditaufnahmen im Ausland wer- 
den weder verboten noch genehmigungsbedürftig 
gemacht. Die Stillegung eines Teils der Kredite 
wirkt sich wirtschaftlich vor allem als Ausgleich des 
Zinsgefälles vom Inland zum Ausland aus. Der Kre- 
ditnehmer wird den stillgelegten Teil der Kredite 
auch nicht leicht durch entsprechend höhere Kredit- 
aufnahmen kompensieren können, da inländische 


3 



Drucksache VI/2730 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Kreditgeber in einer Periode der Anwendung des 
Gesetzes in aller Regel Liquiditätsbeschränkungen 
unterliegen und zusätzliche Auslandskredite wie- 
derum der Depotpflicht unterliegen würden. 

Mit dieser Konstruktion wird bewußt allen Vor- 
schlägen zu einer mehr oder weniger dirigistischen 
Regulierung des grenzüberschreitenden Geld- und 
Kapitalverkehrs eine Absage erteilt und auch im 
Bereich der Außenwirtschaft und der internationa- 
len Währungsbeziehungen an einer marktwirtschaft- 
lichen Grundkonzeption festgehalten. 

Von ihrer Funktion her gesehen stellt die Depot- 
pflicht eine gewisse Ergänzung des geld- und kredit- 
politischen Instrumentariums der Deutschen Bun- 
desbank, insbesondere der Mindestreservepolitik 
dar. In Zeiten, in denen Währungsspekulationen 
oder von Land zu Land entstehende Zinsgefälle mas- 
sive Geld- und Kapitalbewegungen auslösen, rei- 
chen die Steuerungsmöglichkeiten der Deutschen 
Bundesbank angesichts der gewandelten internatio- 
nalen Finanzpraxis nicht mehr aus. Die Kreditpolitik 
der Bundesbank kann insbesondere durch unmittel- 
bare Finanztransaktionen zwischen deutschen Un- 
ternehmen und ausländischen Kreditgebern (Banken 
oder anderen Unternehmen) weitgehend unterlau- 
fen werden. Solche Transaktionen sind in letzter 
Zeit in großem Umfang durchgeführt worden. 

IV. 

Der Gesetzentwurf paßt sich mit der Einfügung 
eines neuen § 6 a in das Außenwirtschaftsgesetz 
dem systematischen Aufbau dieses Gesetzes an, das 
grundsätzlich keine unmittelbaren Beschränkungen 
des Außenwirtschaftsverkehrs enthält, sondern nur 
Ermächtigungen zur Anordnung solcher Beschrän- 
kungen. Damit wird zugleich zum Ausdruck gebracht, 
daß die Depotpflicht nicht als Dauererscheinung ge- 
dacht ist. Wie die übrigen Einschränkungsmöglich- 
keiten des Außenwirtschaftsgesetzes kommt sie je- 
weils nur für die Zeit in Betracht, in der die Voraus- 
setzungen für ihre Anordnung auch tatsächlich ge- 
geben sind. 

In der Rechtsverordnung, mit der die Depotpflicht 
eingeführt würde, wären insbesondere die Ausnah- 
men nach § 6 a Abs. 3 zu regeln. Die Bundesregie- 
rung wird in diesem Zusammenhang gebeten zu 
prüfen, ob die Ausnahmetatbestände des § 6 a Abs. 3 
noch konkreter gefaßt werden können. Insbesondere 
gilt dies auch für den Begriff des Handelsüblichen, 
der in § 6 a Abs. 3 Satz 1 verwandt wird. 

Bei der Ausnahmeregelung für die Verbindlichkei- 
ten, die in unmittelbarem Zusammenhang mit der 
Abwicklung von Waren- und Dienstleistungsge- 
schäften zwischen In- und Ausländern stehen, spie- 
len die Kreditaufnahmen zum Zweck der Abdeckung 
eines Wechselkursrisikos gegenwärtig eine wichtige 
Rolle. Hier besteht eine Verknüpfung der Depot- 
pflicht mit der geplanten Wechselkursversicherung. 
Es ist beabsichtigt, Depotpflicht und Wechselkurs- 
versicherung im gleichen Zeitpunkt einzuführen. So- 
weit die Wechselkursversicherung in Anspruch ge- 
nommen werden kann, dürfte die Notwendigkeit 
für die Freistellung von Kurssicherungskrediten im 
Rahmen der Bardepotpflicht entfallen. Im übrigen 


kämen für die Abdeckung von Kursrisiken im Rah- 
men der Depotverordnung als Ausnahmeregelung 
eine Freistellung aller zum Zwecke der Kurssiche- 
rung aufgenommenen Auslandskredite oder die 
Freistellung von Auslandskrediten in Höhe eines 
bestimmten Prozentsatzes der ausstehenden Außen- 
handelsforderungen in Betracht. Die Bundesregie- 
rung wird gebeten, im weiteren Gesetzgebungsver- 
fahren diese Möglichkeiten zu prüfen und entspre- 
chendes Material hierzu vorzulegen. 

V. 

Es ist vorgesehen, daß der Depotsatz von der Deut- 
schen Bundesbank im Einvernehmen mit dem Bun- 
desminister für Wirtschaft und Finanzen festgelegt 
wird. Er kann den jeweiligen währungs- und kon- 
junkturpolitischen Erfordernissen angepaßt werden. 
Dabei sollte auf eine gewisse Synchronisierung zwi- 
schen den Mindestreservesätzen für Auslandsver- 
bindlichkeiten und den Depotsätzen geachtet wer- 
den, um insbesondere Wettbewerbsverzerrungen auf 
dem Kreditsektor zu vermeiden. Die Bundesregie- 
rung wird um entsprechende Vorschläge gebeten. 

VI. 

Die Wirkung einer Depotpflicht auf das gesamt- 
wirtschaftliche Preisniveau läßt sich nur anhand 
der konkreten Anwendung in der jeweiligen bin- 
nen- und außenwirtschaftlichen Lage beurteilen. Die 
Eindämmung von übermäßigen Geld- und Kapital- 
zuflüssen aus dem Ausland trägt dazu bei, daß im 
Inland ein ausgewogeneres Verhältnis zwischen der 
monetären Nachfrage und dem Angebot an Wirt- 
schaftsgütern entsteht. 

VII. 

Der Gesetzentwurf bedarf nach Artikel 109 Abs. 4 
Nr. 1 des Grundgesetzes der Zustimmung des Bun- 
desrates, da sich die Anordnung der Depotpflicht 
auch auf die von Ländern und Gemeinden auf genom- 
menen Auslandskredite erstrecken würde. 

VIII. 

Bei der Ausführung des Gesetzes und der aufgrund 
des Gesetzes zu erlassenden Rechtsverordnungen 
werden der Deutschen Bundesbank und der Bundes- 
finanzverwaltung geringe und im einzelnen nicht 
kalkulierbare zusätzliche Sach- und Personalkosten 
entstehen. Als Kostenfaktoren werden sich auf sei- 
ten der Deutschen Bundesbank die Kontoführung für 
die Depotbeträge, die Auswertung der Meldungen 
der Depotpflichtigen sowie gegebenenfalls der Erlaß 
von Heranziehungsbescheiden an Depotpflichtige, 
auf seiten der Bundesfinanzverwaltung die außen- 
wirtschaftsrechtliche Überprüfung der Depotpflichti- 
gen sowie gegebenenfalls die Vollstreckung von 
Heranziehungsbescheiden auswirken. Es handelt 
sich dabei um Aufgaben, die voraussichtlich im we- 
sentlichen mit dem vorhandenen Personalbestand 
wahrgenommen werden können. 

Den Ländern und Gemeinden werden keine zusätz- 
lichen Verwaltungskosten erwachsen. 
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